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(Nr. 2568.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 14. Februar 1845., betreffend die vor Einfuͤh⸗ 
rung der revidirten Staͤdteordnung vom 17. Maͤrz 1834. und der Land⸗ 
gemeinde-Ordnung vom 31. Oktober 1841. in den fruͤher zu Frankreich 
und dem Großherzogthum Berg gehoͤrig geweſenen Landestheilen der Pro⸗ 
vinz Weſtphalen erhobenen Einzugs- und Buͤrgergelder. 


Als dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 18. v. M. habe Ich erſehen, 
daß in den eine Zeit lang zu Frankreich und zum Großherzogthum Berg ge⸗ 
hoͤrig geweſenen Landestheilen der Provinz Weſtphalen die Einzugs- und Buͤr⸗ 
gergelder, welche in den dortigen Gemeinden obſervanzmaͤßig erhoben wurden, 
durch die fremdherrliche Geſetzgebung fuͤr aufgehoben erachtet, nach der Ver⸗ 
einigung dieſer Landestheile mit der Monarchie aber in vielen Gemeinden mit 
ausdrücklicher Genehmigung oder doch unter ſtillſchweigender Billigung der vor⸗ 
geſetzten Behoͤrden wieder eingefuͤhrt worden ſind. Der Wiedereinführung die⸗ 
ſer obſervanzmaͤßigen Abgaben ertheile Ich nachtraͤglich Meine Genehmigung 
und beſtimme demnach, daß fuͤr die Vergangenheit ein Anſpruch auf Ruͤcker⸗ 
ſtattung von Einzugs- und Buͤrgergeldern, welche der gedachten Obſervanz ges 
maͤß eingezogen worden ſind, gegen die Gemeinden jener Landestheile Statt 
ſinden ſoll. Fuͤr die Zeit nach Einfuͤhrung der revidirten Staͤdteordnung vom 
17. Maͤrz 1831. ſowie der Landgemeinde⸗Ordnung fuͤr die Provinz Weſtphalen 
vom 31. Oktober 1841. bleiben in Beziehung auf die Erhebung der gedachten 
Abgaben die Beſtimmungen dieſer Geſetze maaßgebend. In den Faͤllen, in 
denen uber die Erſtattung früher erhobener Abgaben dieſer Art bereits rechts⸗ 
kraͤftig erkannt ift, behält es bei den richterlichen Entſcheidungen ſein Bewen⸗ 
5 Dieſe Meine Order ift durch die Geſetzſammlung zur Öffentlichen Kenntniß 
ringen. 
erlin, den 14. Februar 1845. ! 
Friedrich Wilhelm. 

An das Staatsminiſterium. 


. 
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(Nr. 2569.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 7. März 1845., wodurch des Könige Majeſtaͤt 
das Statut der Berliner Land- und Waſſertransport⸗Verſicherungsgeſell— 
ſchaft nebſt der dazu gehoͤrigen Aſſekuranzordnung zu genehmigen geruht 
haben. 


Au Ihren Bericht vom 25. v. M. will Ich das anliegende, durch den ge— 
richtlichen Akt vom 15. Dezember v. J. vollzogene Statut der unter der Firma 
„Berliner Land- und Waſſertransport-Verſicherungsgeſellſchaft“ gebildeten Ge⸗ 
ſellſchaft, nebſt der angehaͤngten Aſſekuranzordnung, hierdurch genehmigen und 
die gedachte Geſellſchaft als eine Aktiengeſellſchaft nach den Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 9. November 1843. hiermit beftätigen. Das Statut und die 
Aſſekuranzordnung find mit der gegenwärtigen Order durch die Geſetzſammlung 
und durch das Amtsblatt der Regierung zu Potsdam zur oͤffentlichen Kennt 
niß zu bringen. 
Berlin, den 7. Maͤrz 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Graf v. Arnim, Flottwell und Uhden. 


Geſellſchafts-Vertrag. 
I. b 
Errichtung, Geſchaͤftsumfang und Fonds der Geſellſchaft. 


Artikel 1. 


Unter der Firma „Berliner Land- und Waſſertransport-Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft“ verbinden ſich die unterzeichneten Kontrahenten durch den gegen— 
waͤrtigen Vertrag zu einer Aktiengeſellſchaft, deren Zweck darin beſteht, Affe 
kuranzen auf Guͤter und Waaren waͤhrend ihres Transports zu Waſſer und 
zu Lande auf dem europaͤiſchen Kontinente, mit Ausſchluß der Tuͤrkei, Spa⸗ 
niens, Portugals und Griechenlands, und auf denjenigen Seeſtrecken, welche 
zur nothwendigen Waſſerverbindung zweier Orte dienen und mittelſt Flußfahr⸗ 
zeugen befahren werden koͤnnen, nach naͤherer Anleitung dieſes Statuts und 
der Aſſekuranzordnung, zu uͤbernehmen. Abweichungen von dieſen durch die 
Verkehrsverhaͤltniſſe bedingten Beſtimmungen bleiben, ſoweit ſie nur den oͤrt⸗ 
lichen Geſchaͤftsumfang der Geſellſchaft betreffen, dem diesfaͤlligen Beſchluſſe 
der Generalverſammlung uͤberlaſſen. 4 


Artikel 2. 
Die Geſellſchaft hat ihren Sitz in Berlin und bedient ſich in allen gi 
In: 
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Angelegenheiten der genannten Firma. Sie verpflichtet ſich, der hier beſtehen⸗ 
den kaufmaͤnniſchen Korporation beizutreten. 


Artikel 3. 


Der Anfang der Geſellſchaft wird vom Tage der erſten Generalver⸗ 
ſammlung, d. i. dem 14. Juli 1841., an gerechnet, das Geſellſchaftsjahr laͤuft 
jedoch immer mit dem 31. Dezember jedes Jahres ab, und zwar ſo, daß das 
erſte Jahr mit dem 31. Dezember 1842. vollendet iſt und das zweite mit dem 
Januar 1843. beginnt. a 


Artikel 4. 
Das Grundkapital der Geſellſchaft iſt auf 
250,000 Rthlr. Pr. Kour., 

geſchrieben: Zweihundert und funfzigtauſend Thaler, feſtgeſetzt und beſteht aus 
fünfhundert Aktien, eine jede zu fuͤnfhundert Thaler Pr. Kour. gerechnet. 

Auf jede dieſer Aktien werden Einhundert Thaler Pr. Kour. baar ein⸗ 
geſchoſſen, uͤber den Reſt der vierhundert Thaler aber werden nach dem For⸗ 
mulare sub A. trockene, nach achttägiger Kündigung ganz oder theilweiſe zahl⸗ 
bare Wechſel an die Direktion oder deren Order ausgeſtellt und niedergelegt. 

Einen hoͤhern Betrag, als die von der Direktion eingeforderten Raten, 
darf kein Aktionair einzahlen. 


Artikel 5. 


; Zur Ermittelung des Gewinnes wird am 31. Dezember jedes Jahres 
die Bilanz der Geſellſchaft abgeſchloſſen. Der reine Gewinn, welcher ſich als— 
dann nach Abzug der Verwaltungskoſten, der bezahlten Verſicherungsgelder 
und ſonſtigen Ausgaben ergiebt, wird unter die Aktionaire als Dividende vertheilt. 
Verſaͤumt ein Aktionair die Erhebung tiber vier Wochen, ſo wird die 
Dividende auf ſeine Gefahr und Koſten in der Geſellſchaftskaſſe aufbewahrt 
und dabei nur ein grobes Verſehen vertreten. 


Artikel 6. 

Es wird jedoch von dieſer Dividende ein Theil zur Bildung eines Re⸗ 
ſervefonds zurückgeſetzt, und zwar, fo lange bis derſelbe 25,000 Rthlr. betraͤgt, 
ein Drittel, und von da ab, bis er 50,000 Rthlr. erreicht hat, ein Viertel. 

etraͤgt der Reſervefonds die Summe von 50,000 Rthlr., fo erhalten die 
Aktionaire die volle Dividende. Die Zinſen des Reſervefonds wachſen der 
jaͤhrlichen Einnahme der Geſellſchaft zu. 


Artikel 7. 


Verluſte, welche die laufenden Einnahmen überfteigen, werden zunaͤchſt 
aus dem Reſervefonds, und erſt wenn dieſer erſchoͤpft iſt, aus dem Grund⸗ 
kapital gedeckt. Die zu dem Ende erforderlichen Nachſchuͤſſe werden von der 
Direktion gleichmäßig auf ſaͤmmtliche Aktien erhoben und auf den Wechſeln 
abgeſchrieben. 

Iſt der Reſervefonds oder das Grundkapital ſolchergeſtalt angegriffen wor⸗ 
(Nr. 2369.) 33 * den, 
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den, ſo ſoll der kuͤnftige noch nicht vertheilte Gewinn zur Ergaͤnzung dieſer Fonds 
verwendet werden. Es kann daher eine weitere Vertheilung des vorhandenen, 
ſo wie des ſpaͤteren Gewinnes erſt dann und nur in ſoweit Statt finden, als 
der urfprüngliche Fonds von 250,000 Rthlr. und der vorhanden geweſene Re— 
ſervefonds, letzerer aber unter den, im Art. 6. vorgeſchriebenen Maaßgaben, 
durch Aufſammlung des Gewinnes herbeigeſchafft ſind. 


II. 
Rechte und Pflichten der Aktionaire. 


Artikel 8. 
Kein Aktionair darf über zwanzig Aktien zu gleicher Zeit beſitzen. 


Artikel 9. 


Die Aktien werden in der, nach Anlage B. vorgeſchriebenen Form aus- 
efertigt, gegen Zahlung des baaren Einfchuffes und Ablieferung des Art. 4. 
1 Wechſels, auf den Namen des Erwerbers ausgefüllt, in das 

Aktienbuch eingetragen, mit der fortlaufenden Nummer, welche ſie im letztern 
erhalten haben, verſehen und ausgereicht. 

Spaͤtere Veraͤnderungen in dem Eigenthume der Aktien werden eben— 
falls in dem Aktienbuche vermerkt. In demſelben hat jede Aktie ihr beſon⸗ 
deres Folium. Nur die im Aktienbuche eingetragenen Beſitzer werden von der 
Geſellſchaft als Aktionaire anerkannt uud beruͤckſichtigt, und muß jeder neue 
Erwerber die mit jenen gepflogenen Verhandlungen gegen ſich gelten laſſen. 

Die Koſten zum Stempel der Aktien und Wechſel trägt jeder Aktionair. 


Artikel 10. 

Die Aktien duͤrfen nur auf wirkliche Handlungsgeſellſchaften oder ein— 
zelne Individuen, nicht aber auf moraliſche Perſonen oder mehrere Individuen 
ausgeſtellt werden. 5 
N Kaufmaͤnniſche Rechte ſind nicht eden des Beſitzes der Aktien, 
jedoch iſt jeder auch ſonſt nicht wechſelfaͤhige Aktionair der Gefellfchaft, in Be: 
zug auf die derſelben ausgeſtellten Wechſel, wechſelmaͤßig verhaftet, und er 
muß jedenfalls unbeſcholten, dispoſitionsfaͤhig und Inlaͤnder ſein. 

g Artikel 11. 

Der Geſellſchaft ſteht wegen aller Anfprüche und Forderungen aus dem 
Geſellſchafts vertrage gegen jeden Aktionair das Retentions- und Kompenſations⸗ 
Recht an den Dividenden und an dem Werthe ſeiner Aktien ohne alle 
Einſchraͤnkung und ſelbſt fuͤr den Fall zu, daß ihre Forderung noch nicht 
liquide waͤre. | 

Artikel 12. 
Jede Veränderung in dem 5 hum der Aktien und der Uebergang 


t 
der daraus entſpringenden Rechte und Pflichten auf einen andern, als dm 
erften 


— 219 — 


erſten Inhaber, ſei es durch Verfuͤgung unter Lebendigen oder von Todeswegen 

oder aus irgend einem andern Titel, erfordert zur Rechtsguͤltigkeit, außer der 

Giazlchen Seen; die ſchriftliche Genehmigung der Direktion der Geſellſchaft. 

ge für die etwanige Verweigerung dieſer Genehmigung anzugeben, ift die 
irektion nicht verpflichtet, mit alleiniger Ausnahme des Falles, wenn ein 
ktionair, welcher Eigenthuͤmer einer Handlung iſt, dieſe auf eine einzelne Per⸗ 

fon vererbt, der Erbe die Handlung fortſetzt, und die Aktie mit dieſer auf ihn 
ergegangen iſt. 


Artikel 13. 


Wenn von dem oder den Erben eines Aktionairs oder von den Theil- 
nehmern einer aufgelöften Sozietät, welche bei der Geſellſchaft betheiligt war, 
nen ſechs Monaten, vom Todestage oder dem Tage der Aufloͤſung der 
Sozietaͤt an gerechnet, Feine Anträge zur Umſchreibung der Aktie eingehen, oder 
in derſelben Fri die dazu erforderlichen Nachweiſe nicht beſchafft werden: ſo 
ſteht der Direktion frei, ohne Weiteres die Aktie fuͤr vakant zu erklaͤren und 
amit nach den desfallſigen Beſtimmungen im Artikel 15. zu verfahren. 


Artikel 14. 

Die Exkluſion eines Aktionairs mit der Wirkung, daß die Geſellſchaft 
ihn ſeiner Rechte aus der Aktie, insbeſondere ſeines Antheils an dem Gewinne 
es laufenden Jahres, fuͤr verluſtig zu erklaͤren und demgemaͤß mit der Aktie 
als vakant nach Artikel 15. zu verfahren befugt iſt, tritt ein: 


a) wenn ein Aktionair des Betruges überführt oder gegen ihn rechtskräftig 
auf Ehrenſtrafen erkannt iſt; 

b) wenn ein Aktionair in Zahlungsunfaͤhigkeit verfaͤllt; 8 
Dieſe wird als vorhanden angenommen, wenn entweder der foͤrmliche Konkurs 
oder erbſchaftliche Liquidationsprozeß uͤber das Vermögen des Aktionairs er: 
Öffner oder aus einem rechtskraͤftigen Wechſelerkenntniſſe Exekution 9 geh ihn 
vollſtreckt iſt, oder wenn er ſeinen Glaͤubigern eine außergerichtliche Behand⸗ 
lung angeboten hat. 

c) Wenn ein Aktionair die Art. 4. und 7. erwaͤhnten Beitraͤge und Nach⸗ 
ſchuͤſſe und ſonſtigen Forderungen der Geſellſchaft vierzehn Tage, nach⸗ 
dem er erfahren, daß ſie faͤllig ſind, nicht entrichtet. 

In dem letzteren Falle (lit. c.) hat jedoch die Geſellſchaft die Wahl, anſtatt 

die Exkluſion auszuſprechen, auch nur den ſchuldigen Betrag von dem ſaͤumigen 
Br wechſelmäßig einzuziehen und Erſatz des entſtandenen Nachtheils zu 
rdern. 

Iſt über die Faͤlligkeit Streit, ſo muß der Aktionair die ſtreitige Summe 
mit Vorbehalt feines Rechts bei der Geſellſchaftskaſſe deponiren. 

Im Falle der Inſolvenz (lit. b.) dagegen tritt der Verfall der Aktie und 
der Verluſt der Rechte daraus jederzeit, ſowie die Inſolvenz ſich darthut, ein 
und die Geſellſchaft iſt daher nicht verbunden, ſich wegen ihrer durch die Aktie 
und die noch nicht erhobenen Dividenden gedeckten Anforderungen auf den 
Konkurs einzulaſſen. 

(Nr. 2369.) Ar⸗ 
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Artikel 15. i 

Sobald in den vorgedachten Faͤllen (Art. 13. 14.) eine Vakanz der Aktie 
entſteht, muß dieſelbe der Geſellſchaft, geeignetenfalls gegen Retradition des depo⸗ 
nirten Wechſels, herausgegeben werden, um ſie reſp. zu kaſſiren oder durch zwei 
vereidete Maͤkler an der Boͤrſe zu Berlin fuͤr Rechnung und Gefahr des bishe— 
rigen Aktionairs oder deſſen Rechtsnachfolgers meiſtbietend verkaufen zu laſſen. 
Den ubrigen Aktionairen ſteht hierbei das Vorkaufsrecht zu, auch iſt die Zu 
laſſung eines fremden Erſtehers von der Genehmigung der Direktion abhängig. 

Laͤßt ſich die Aktie zur Zeit nicht ſolchergeſtalt veraͤußern, fo wird ſie, 
bis ſich eine guͤnſtige Gelegenheit zum Verkaufe findet, von der ganzen Geſell— 
ſchaft zu dem, beim Abſchluſſe des laufenden Jahres aus dem Geſchaͤftsbetriebe 
ſich ergebenden Werthe uͤbernommen. 

Wird aber die Herausgabe der Aktie verweigert, oder geht ſie binnen 
14 Tagen nach behaͤndigter ſchriftlicher Aufforderung der Direktion nicht ein, 
ſo iſt letztere befugt und verpflichtet, die vakante Aktie zu annulliren, ſie im 
Aktienbuche zu ſtreichen, daß dies geſchehen, zweimal, mit einem Zwiſchenraume 
von mindeſtens acht Tagen, oͤffentlich bekannt zu machen und eine neue, mit 
der fortlaufenden Nummer des Aktienbuches verſehene Aktie an ihrer Stelle 
anszufertigen. 

Mit dem Verkaufe der neuen Aktie wird alsdann wie oben verfahren. 


Artikel 16. 


Jeder neue Erwerber einer Aktie iſt nicht nur verpflichtet, fein Eigen 
thum der Direktion anzuzeigen, in das Aktienbuch eintragen und dies auf der 
Aktie vermerken zu laſſen, ſondern auch die Verbindlichkeiten ſeines Vorgaͤngers, 
ſo weit er dieſelben rechtlich uͤberkommt, zu erfuͤllen, uͤber den noch nicht ein⸗ 
gaahlien Beitrag den vorſchriftsmaͤßigen Wechſel auszuftellen und fich den 
Beſchluͤſſen und Verhandlungen der Geſellſchaft, die bis zur Eintragung ſeines 
Eigenthums gefaßt oder vorgenommen worden, ſowie uͤberhaupt den Beſtim⸗ 

mungen des gegenwaͤrtigen Vertrages, zu unterwerfen. 


Artikel 17. 


Verloren gegangene Aktien werden auf den Antrag und auf Koſten des 
betreffenden Aktionairs von der Direktion für mortifizirt erklaͤrt, durch Dupli⸗ 
kate erſetzt und ſolches zweimal, mit einem mindeſtens achttaͤgigen Zwiſchen— 
raume, oͤffentlich bekannt gemacht. Eingelieferte beſchaͤdigte Aktien werden ohne 
Mortifizirung von der Direktion durch Duplikate erſetzt, wenn ſie als die fuͤr 
die betreffende Perſon ausgefertigten Aktien zu erkennen ſind. 


III. 
Verfaſſung der Geſellſchaft und Geſchaͤftsverwaltung. 
Artikel 18. a 


Das Intereſſe der Geſellſchaft wird wahrgenommen durch: 
1) die Generalverſammlung der Aktionaire; — 
) die 


2) die Direktion und 
3) den Bevollmächtigten. 


A. Generalverſammlung. 


Artikel 19. 


niz Die Generalverſammlungen werden in Berlin gehalten und von der Di⸗ 
8 tion durch zweimalige öffentliche Bekanntmachung, die letzte ſpaͤteſtens 14 Tage 
or dem Zuſammentritt, einberufen. S 


Artikel 20, 


f Ordentliche Generalverſammlungen finden alljaͤhrlich am naͤchſten Dien— 
age nach dem letzten Februar Statt. 
N In diefen werden die Verhandlungen mit dem Vortrage eines Berichts 
15 Vorſitzenden der Direktion uͤber die Geſchaͤftsfuͤhrung des verfloffenen Jahr 
ius, unter Vorlegung der Bilanz dieſes Jahres und des Planes zur Verthei— 
ble der Dividenden, eroͤffnet. Sodann werden die etwanigen unerledigt ge— 
lebenen Rechnungserinnerungen des Reviſionsausſchuſſes erörtert und zur Ent— 
cheidung der Aktionaire gebracht; endlich aber wird zu den nöthigen Ergaͤn⸗ 
ſungswahlen der Mitglieder des Reviſionsausſchuſſes (Art. 25.) und der Di⸗ 
“ton, fowie zur etwa erforderlichen anderweiten Wahl des Bevollmächtigten 
geſchritten, und über ſonſt noch vorliegende, zur Entſcheidung der Generalver⸗ 


eln gehörende, oder von der Direktion dahin verwieſene Gegenſtaͤnde be— 
en. 


Artikel 21. 


ei Die Gegenſtaͤnde, welche nur durch den Beſchluß der ordentlichen oder 
mer außerordentlichen Generalverſammlung erledigt werden koͤnnen, ſind: 
a) 5 und Ergaͤnzungen der Statuten und der Aſſekuranz⸗ 
rdnung; 
b) Streitigkeiten zwiſchen der Direktion und dem Bevollmaͤchtigten, woruͤber 
der Syndikus ſchriftlichen Vortrag zu halten hat; 
€) Anträge einzelner Aktionaire, wenn ſolche mindeſtens vierzehn Tage vor⸗ 
her bei der Direktion angemeldet ſind; 
d) Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer Generalverſammlungen; 
e) Wahl und etwanige Entlaſſung der Mitglieder des Reviſionsausſchuſſes 
und der Direktion, ſowie des Bevollmächtigten; 
) die Auflöfung der Geſellſchaft. 8 
nel. Zur Gültigkeit der Beſchluͤſſe ad a. und f. ift die landesherrliche Ge— 
ehmigung erforderlich. 
m In der Einladung zu einer außerordentlichen Generalverſammlung 
uß der Gegenſtand der e kurz angedeutet werden. 


Artikel 2. 


ard Ausnahmsweiſe darf auf den Antrag des . außer⸗ 
entliche Generalverſammlung einberufen werden, wenn zwiſchen ihm und der 

9 g 
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Direktion eine erhebliche Meinungsverſchiedenheit entſteht, die durch den bera⸗ 
thenden Ausſpruch des Syndikus nicht beſeitigt werden kann, und zugleich 
wenigſtens zwei Mitglieder der Direktion ſeinem Antrage beitreten. 


Artikel 23. 
Einzelne Aktionaire haben das Recht, eine außerordentliche General⸗ 
verſammlung zu verlangen, wenn wenigſtens dreißig Stimmen die Abſetzung 
eines Direktionsmitgliedes oder des Bevollmaͤchtigten beantragen. 


Artikel 24. 


Wenn die Direktion bei der ihr zuſtehendeu interimiſtiſchen Suspenſion 
eines ihrer Mitglieder oder des Bevollmaͤchtigten, die Berufung der nach Ar⸗ 
tikel 43. alsdann nothwendigen Generalverſammlung uͤber die dort beſtimmte 
Friſt hinaus verzoͤgert, ſo kann dieſe Einberufung auf das ſchriftliche Anmelden 
des Suspendirten durch drei beliebige Aktionaire geſchehen. 


Artikel 25. 

Behufs der den Aktionairen von der Direktion uͤber die Verwaltung 
des Geſellſchaftsvermoͤgens und die Gefchäftsführung zu legenden Rechnung 
wird ein Reviſionsausſchuß ernannt. Dieſer Ausschuß beſteht aus dreien, 
mit keinem ſonſtigen Amte bei der Geſellſchaft bekleideten Aktionairen, welche 
ein fuͤr alle mal gewaͤhlt und bei Vakanzen, welche durch Tod, Niederlegung 
des Amts, Ausſcheiden als Aktionaire oder ſonſt entſtehen, ergänzt werden, 
und es hat derſelbe den Auftrag, die jährliche Bilanz und Rechnungsabſchluͤſſe 
mit den betreffenden, ihm jederzeit zur Einſicht vorzulegenden Buͤchern, Belaͤgen 
und Skripturen der Direktion zu vergleichen, die Rechnung abzunehmen un 
nach Richtigbefinden die Decharge zu ertheilen, durch welche ſodann die Direk⸗ 
tion gegen alle ferneren Anfprüche und Verantwortlichkeiten geſchutzt iſt. Die 
Aktionaire — einzeln oder zuſammen — koͤnnen eine andere Rechnungslegung 
nicht verlangen; ſie leiſten auf eine ſolche ausdruͤcklich Verzicht und begnuͤgen 
ſich mit der durch vorſtehendes Verfahren angeordneten Art derſelben. 


Artikel 26. 


Abweſende oder an perſoͤnlichem Erſcheinen verhinderte Aktionaire duͤrfen 
ſich in den Generalverſammlungen durch einen anderen ſtimmfaͤhigen mit ſchrift⸗ 
licher se verſehenen Aktionair, nicht aber durch fremde Perſonen, ver’ 
treten laſſen. 

Schriftlich eingeſchickte Abſtimmungen werden nicht zugelaſſen. Es darf 
jedoch Niemand von mehr als vier Aktionairen bevollmaͤchtigt werden und nicht 
mehr als hoͤchſtens zehn Stimmen, einſchließlich ſeiner eigenen, in der General⸗ 
Verſammlung repraͤſentiren. 2 

Wer weder perſoͤnlich, noch durch einen hiernach zuläfligen, gehoͤrig 
legitimirten Stellvertreter erſcheint, wird der jedesmaligen Stimmenmehrheit 
fuͤr beitretend erachtet. 2 
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Artikel 27. 

Die Beſchluͤſſe werden, wo nicht in dieſem Statut eine ausdrückliche 
Ausnahme gemacht iſt, nach einfacher Stimmenmehrheit der Anweſenden ge— 
faßt, welche ſo berechnet wird, daß der Inhaber von 
N 1 bis Aktien inkl. — eine Stimme, 

6 bis 10 Aktien inkl. — zwei Stimmen, 

11 bis 15 Aktien inkl. — drei Stimmen, 

16 bis 20 Aktien inkl. — vier Stimmen 
hat. Wenn die Stimmen gleich ſind, entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, 
ausgenommen bei den Wahlen der Beamten, bei denen im Falle der Stimmen⸗ 
gleichheit das Loos entſcheidet. Durch geheimes Skrutinium wird nur bei der 
Wahl oder Entlaſſung eines Beamten geſtimmt, und zwar im erſteren Falle 
urch Stimmzettel, im letzteren durch Ballotement. 


Artikel 28. 


Den Vorſitz in den Generalverſammlungen, welche ſtets mit Pruͤfung 
der Vollmachten und der Legitimation der Anweſenden beginnen muͤſſen, führt 
der Vorſitzende der Direktion. 

Ueber jede Verſammlung wird von dem Syndikus ein Protokoll gefuͤhrt, 
welches von dieſem, von dem Vorſitenden, von mindeſtens zwei Direktoren und 
rei Aktionairen zu vollziehen iſt, und das Verzeichniß der Anweſenden und 
gehörig vertretenen Aktionaire enthalten muß. b 

Der Inhalt dieſer aufzubewahrenden Protokolle giebt uͤber jede darin 
enthaltene Thatſache vollen Beweis fuͤr und gegen die einzelnen Aktionaire. 


1 


B. Direktion. 
Artikel 29. 


. Die obere Leitung und die Verwaltung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft 
ft in die Haͤnde der Direktion gelegt und wird theils von ihr ſelbſt, theils 


unter ihrer Kontrolle von den Bevollmaͤchtigten gefuͤhrt. 


Artikel 30. 


Die Direktion beſteht aus fünf Direktoren, für welche drei Stellvertreter 
gewählt werden, welche für jene in Behinderungsfaͤllen als wirkliche Mitglieder 
er Direktion eintreten. Die Wahl beider geſchieht in der Generalverſamm— 
lung auf fuͤnf Jahre. Jeder Direktor muß Aktionair, in Berlin wohnhaft 
ſein und mindeſtens ſechs Aktien beſitzen, welche waͤhrend ſeiner Amtsdauer als 
Kaution unveräußerlich in der Geſellſchaftskaſſe deponirt bleiben. Solche Aktio— 
naire, die ſich bereits früher für zahlun sunfaͤhig erklärt hatten, find nur wähl- 
bar, wenn fie ihre Gläubiger für voll befriedigt haben. Weder Vater und 
Sohn, noch Bruͤder, noch Theilnehmer derſelben Handlung koͤnnen gleichzeitig 
fungirende Direktoren oder Stellvertreter fein. 


Artikel 31. 
Nach Ablauf des erſten Geſchaͤftsjahres, alſo am 31. Dezember 1842., 
Jahrgang 1845. (Nr. 2569.) 34 ſchei⸗ 
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ſcheidet jährlich ein Direktor mit einem Stellvertreter aus und wird durch neue 
Wahl erſetzt. Bis die Reihe im Austritt ſich gebildet, entſcheidet daruͤber das 
Loos. Die Ausgeſchiedenen ſind wieder waͤhlbar. 


Artikel 32. 


Kein Aktionair iſt gezwungen, die auf ihn gefallene Wahl anzunehmen. 
Erklaͤrt ſich der Gewaͤhlte nicht, wenn er anweſend iſt, ſofort und wenn er 
abweſend ift, binnen drei Tagen nach erlangter Wiſſenſchaft, über die Annahme: 
ſo wird angenommen, daß er die Wahl ablehne, und es ruͤckt derjenige ein, 
welcher bei der Wahl naͤchſt ihm die meiſten Stimmen gehabt hat. 


Artikel 33. 


Scheidet ein Direktor im Laufe ſeiner Amtsdauer aus, ſo tritt derjenige 
Stellvertreter, welcher bei der Wahl die meiſten Stimmen gehabt hat, ſtatt 
ſeiner in die Direktion ein. Sind aber zwei Direktoren ausgeſchieden, ſo da 
nur noch ein Stellvertreter uͤbrig iſt: ſo muß die Zahl der Stellvertreter in 
einer binnen laͤngſtens vier Wochen anzuberaumenden Generalverſammlung 
ergaͤnzt werden. 

Die Stellvertreter duͤrfen zwar jederzeit den Sitzungen der Direktion 
beiwohnen, jedoch nur mit berathender Stimme. Grit in ehinderungsfaͤllen 
der Direktionsmitglieder treten ſie mit vollem Stimmrechte an deren Stelle. 
Es dürfen aber nie fo viel Stellvertreter zu gleicher Zeit mit Stimmrecht ein⸗ 
treten, daß nicht den Vorſitz in der Direktion immer ein wirklicher Direktor führt. 

Artikel 34. . 

Die Direktoren waͤhlen ſogleich nach ihrer Einſetzung einen Vorſitzenden 
und deſſen Stellvertreter aus ihrer Mitte. 

Der Vorſitzende erbricht und praͤſentirt die eingehenden Sachen, vertheilt 
die laufenden Geſchaͤfte, entweder nach einem beſtimmten Turnus oder nach 
Geſchaͤftszweigen, unter die Mitglieder, beruft die Sitzungen, leitet in denſelben 
die Debatte und giebt durch ſeine Stimme, bei etwa vorhandener Stimmen⸗ 
gleichheit, den Ausſchlag. 


Artikel 35. 


Die Direktion haͤlt mindeſtens zweimal monatlich Sitzung, die aus dret 
ſtimmfaͤhigen Mitgliedern beſtehen muß, um guͤltig beſchließen zu koͤnnen. Es 
geſchieht dies durch einfache Stimmenmehrheit. Ueber jede Sitzung wird ein 
Protokoll geführt, und zwar entweder von dem an Jahren juͤngſten Direktor, 
oder bei Anweſenheit des Syndikus, welcher auf Verlangen des Vorſitzenden 
jeder Sitzung beiwohnen muß, von dieſem. Das Protokoll wird von den 
anweſenden Direktionsmitgliedern unterſchrieben und giebt vollen Beweis für 
und gegen die Direktoren. 


Artikel 36. 


ö Die Tageskaſſe iſt unter dem alleinigen Verſchluſſe des Bevollmaͤch⸗ 
tigten. Dagegen muß die Regiſtratur und die Haupt- und Har ſteraſſe O7 
e⸗ 
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Geſellſchaft in einem ſichern Lokale, letztere auch in einem mit drei Schlöffern 
verſehenen eiſernen Kaſten aufbewahrt werden. Zu dieſem haben zwei Direk⸗ 
tionsmitglieder und der Bevollmaͤchtigte jeder einen verſchiedenen Schluͤſſel. 


Artikel 37. 

Der Direktion iſt die beſte Nutzbarmachung des disponiblen Geſellſchafts⸗ 
Vermögens überlaſſen. Es durfen jedoch Gelder durch Ankauf von Staats⸗ 
papieren gar nicht untergebracht und auf wirkliche Wechſel nur dann ausge⸗ 
lie en oder diskontirt werden, wenn ſolche von zweien anerkannt ſoliden wech⸗ 
ſelfaͤhigen Perſonen als Selbſtſchuldner unterſchrieben oder girirt und nicht 

ber drei Monate lang ausgeſtellt ſind. 
Als Unterpfand duͤrfen inlaͤndiſche Staatspapiere nur zehn Prozent, 
Ausländische Staatspapiere und in den Kourszettel aufgenommene Eiſenbahn⸗ 
ktien nur zwanzig Prozent unter ihrem Kourswerthe, aber nie uͤber achtzig 
Prozent angenommen werden. 


Artikel 38. 


Die von der Direktion auf ein einzelnes Riſiko, naͤmlich auf ein Gefaͤß 
oder ein Geſchirr zu verſichernde Summe darf ein Maximum von ſechs Prozent, 


ei Eiſenbahn uͤgen aber ein Maximum von zehn Prozent des Geſellſchafts⸗ 
kapitals mit eh ang des Reſervefonds, nicht uͤberſteigen. 


Artikel 39. 


Die Direktoren erhalten als Honorar für ihre Geſchaͤftsfuͤhrung jährlich 
zuſammen fuͤnf Prozent des reinen Gewinnes des verfloſſenen Jahres. Die 
Stelloertreter koͤnnen nur dann, wenn ſie einen Direktor laͤnger als vierzehn 

aha oder in mehr als vier auf einander folgenden Sitzungen vertreten, einen 
verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an dieſer Remuneration fuͤr Rechnung des Vertre⸗ 
tenen fordern. 


Artikel 40. 


Die Direktoren kommen nur fuͤr ein grobes Verſehen auf. Dagegen 
haften ſie fuͤr alle gemeinſchaftlich vorgenommenen oder auch nur vollzogenen 
Amtshandlungen ſolidariſch. Eine Ausnahme findet nur hinſichts desjenigen 

itgliedes ſtatt, welches ſeine abweichende Meinung ſchriftlich zu den Akten 
gegeben oder zu Protokoll hat verzeichnen laſſen. 


Artikel 41. 


Die Direktion iſt unbeſchraͤnkt Repräfentant der Geſellſchaft. Die jedes⸗ 
maligen Mitglieder derſelben werden öffentlich bekannt gemacht, und dies ge⸗ 
nuͤgt zu ihrer offiziellen Legitimation. Schriftliche Verhandlungen, Erklaͤrun⸗ 

en und Ausfertigungen find auch dann fur die Geſellſchaft verpflichtend, wenn 
le nur durch die Namensunterſchrift dreier Direktionsmitglieder, von denen 
as eine immer ein Direktor ſein muß, die beiden andern aber auch Stellver— 
treter ſein koͤnnen, vollzogen werden. | 
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Artikel 42. 


Ein Direktor oder Stellvertreter darf nur wegen der in Wechſeln de— 
ponirten 5, des Nominalbetrages feiner Aktien (Art. 4.) Schuldner der Ge— 
ſellſchaft ſein. 

Es ſoll daher, wenn auf Wechſeln, welche die Geſellſchaft akquirirt, 
Direktoren und Stellvertreter als Akzeptanten, Giranten oder Traſſanten ver— 
haftet find, deren Name bei Prüfung und Berechnung der im Art. 37. vor⸗ 
geſchriebenen dreifachen Sicherheit nicht mitgezaͤhlt werden. 


Artikel 43. 


Außer durch Tod, Exkluſion und durch Alles, wodurch die Mitglied: 
ſchaft uͤberhaupt endet, hoͤrt man auf Direktor zu ſein: 

a) durch Ablauf der beſtimmten Zeit, jedoch erſt nach der zunaͤchſt darauf 
folgenden ordentlichen Generalverſammlung, und wenn in dieſer nicht 
die Wiederwahl erfolgt; 

p) durch freiwilligen Austritt, nach vorangegangener ſchriftlicher dreimonat— 
licher Aufkuͤndigung; 

c) durch Entlaſſung. 

Dieſe kann jedoch nur von der Generalverſammlung ausgeſprochen 
werden, nachdem entweder von den übrigen Direktionsmitgliedern oder von we 
nigſtens dreißig Stimmen der Aktionaire (Art. 23.) eine ſchriftliche Anklage 
angebracht, der Angeklagte mit ſeiner Vertheidigung gehoͤrt und von dem Syn⸗ 
dikus ſchriftlicher Vortrag daruͤber gehalten iſt. Zur Guͤltigkeit des desfallſi— 
gen Beſchluſſes iſt jedoch eine Stimmenmehrheit von mindeſtens drei Viertel 
der anweſenden oder gehörig vertretenen Aktionaire erforderlich. 

Die Direktion darf den Angklagten ſchon vorher von feiner Funktion 
entbinden, jedoch muß dann binnen acht Wochen eine außerordentliche Gene— 
ralverſammlung zur Entſcheidung einberufen werden. 

Als Gruͤnde der Entſetzung ſollen außer der rechtskraͤftigen Verurthei— 
lung zu Kriminalſtrafen insbeſondere 

a) der Verdacht eigennuͤtziger Bevortheilung der Geſellſchaft; 

P) wiederholte und abſichtliche Nichtachtung der Statuten und Beſchluͤſſe 
der Generalverſammlung, 

c) wiederholte Verſaͤumniß der Sitzungen ohne Angabe von Hinderungs— 
gruͤnden und uͤberhaupt alles dasjenige gelten, was der Tendenz der 
Geſellſchaft geradehin zuwiderlaͤuft. 

Dieſe Gründe find indeß nur Beiſpiele, die das Ermeſſen der General- 
Verſammlung in einzelnen Faͤllen nicht binden ſollen. 


C. Bevollmaͤchtigter. 
Artikel 44. 


Der Bevollmaͤchtigte wird ebenfalls durch die Generalverſammlung auf 
Vorſchlag der Direktion erwaͤhlt. Nach Ablauf der jedesmal zu beſtimmenden 
Friſt iſt er wieder waͤhlbar. Er muß in Berlin wohnhaft, Mitglied der — 

Kor⸗ 


a 


Korporation und Eigenthuͤmer von wenigſtens zehn Aktien fein, die wahrend 
ſeiner Geſchaͤftsfuͤhrung unveraͤußerlich und als Kaution in der Geſellſchafts— 
aſſe deponirt bleiben. Beſitzt der Gewaͤhlte weniger als zehn Aktien und 
an dieſen Betrag nicht binnen acht Tagen ergaͤnzen: ſo muß er das Feh⸗ 
ende binnen gleicher Friſt baar oder in inlaͤndiſchen oͤffentlichen Papieren nie⸗ 
erlegen, widrigenfalls die Wahl fuͤr nicht geſchehen erachtet wird. 
0 Solche Aktionaire, die ſich bereits fruͤher fuͤr zahlungeimfähig erklärt 
esten, find nur dann wählbar, wenn fie ihre Gläubiger für voll befrie— 
igt haben. 
t In Behinderungsfaͤllen wird der Bevollmaͤchtigte durch einen der Direk⸗ 
oren, der durch Uebereinkunft mit den uͤbrigen Direktionsmitgliedern beſtimmt 
wird, vertreten. Mit der Remuneration des letztern wird es wie mit der Re 
muneration der Stellvertreter der Direktoren gehalten, dieſelbe jedoch nur von 
er Tantieme, nicht von dem feſten Gehalte des Bevollmaͤchtigten berechnet. 


Artikel 45. 


65 Der Bevollmaͤchtigte ſelbſt erhaͤlt eine durch die Generalverſammlung zu 
eſtimmende Remuneration, theils in feſtem Gehalte, theils in einem Antheile 
an dem reinen Gewinn der Geſellſchaft. 

Die Koſten ſeines Buͤreaus werden beſonders von der Direktion feſt⸗ 
geſetzt und verguͤtigt. 


Artikel 40. 
b Der Bevollmaͤchtigte wohnt den Sitzungen der Direktion bei, hat aber 
ibn Regel nach nur eine berathende Stimme. Der Direktion ſteht es frei, 
m auch in andern Faͤllen volles Stimmrecht beizulegen. 


Artikel 47. 


a Der Bevollmächtigte iſt mit der ſpeziellen Leitung des laufenden Geſchaͤfts 
nd mit Ausführung der Beſchluſſe der Direktion beauftragt. Er leitet die 
ſchaczauarbeiten⸗ beſorgt die Buchfuͤhrung, kontrolirt die Agenten der Geſell⸗ 
aft, kontraſignirt die Aktien und zeichnet die Polizen, empfaͤngt Praͤmien 
und quittirt daruͤber, zeichnet Riſtornoſcheine und verwaltet die laufende Ge⸗ 
ſchaͤftskaſſe, die er jedoch, ſobald der Beſtand die Summe von eintauſend 
Thalern erreicht hat, an die Direktion abzuliefern verpflichtet iſt. 
ab Vierteljaͤhrlich, am erſten jedes Quartals, hat er der Direktion Rechnung 
zulegen. Dieſe iſt jedoch ermaͤchtigt, auch außerdem zu jeder Zeit die Revi⸗ 
ion der laufenden Kaſſe zu veranlaſſen. N 
3 Seine beſondern Pflichten bleiben der von der Direktion zu ertheilenden 
nſtruktion vorbehalten. 


Artikel 48. 


Alan, Was in den Artikeln 40., 42. und 43. für die Direktionsmitglieder be⸗ 
immt iſt, gilt auch von dem Bevollmächtigten, nur daß fein freiwilliger Aus— 
(Nr. 2369.) tritt 
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tritt erſt nach ſechsmonatlicher fchriftlicher Kündigung und nicht vor Ablegung 
der vierteljaͤhrlichen Rechnung erfolgen darf. 


D. Syndikus. 


Artikel 49. 


Der Direktion und dem Bevollmaͤchtigten ſteht ein mit unbeſchraͤnkter 
richterlicher Qualifikation verſehener Syndikus zur Seite, der die Geſellſchaft 
in allen Rechtsangelegenheiten unterſtuͤtzen und in geeigneten Faͤllen vertreten 
muß. Seine Anſtellung geſchieht durch die Direktion. Beſchließt ſie mit min⸗ 
deſtens vier Stimmen gegen eine ſeine Entlaſſung, ſo kann dieſelbe jederzeit na 
ſechsmonatlicher, auch ihm freiſtehender ſchriftlicher Aufkuͤndigung erfolgen. 

Wie bereits oben gedacht, hat er an allen Generalverſammlungen un 
an denjenigen Direktionsſitzungen, zu welchen er eingeladen wird, Theil zu 
nehmen, die ihm durch dieſes Statut uͤberwieſenen Geſchaͤfte auszufuͤhren, die von 
der Geſellſchaft abzuſchließenden Verträge, Urkunden und Inſtruktionen zu ent⸗ 
werfen, die ſonſt von ihm in beſonderen Faͤllen erforderten rechtlichen Gut⸗ 
achten abzugeben und uͤberhaupt Alles zu thun, was in dem Zwecke ſeiner 
Anſtellung liegt. Er hat nur berathende Stimme. Soweit er demnach über 
haupt vertretungspflichtig iſt, haftet er in gleichem Maaße wie die Direktoren 
und der Bevollmaͤchtigte. 


E. Agenten. 


Artikel 50. 


Die allgemeinen und beſonderen Pflichten der Agenten werden einer von 
der Direktion zu erlaſſenden Inſtruktion vorbehalten, welche ſie auf Erfordern 
vorzuzeigen verpflichtet ſind. 

Ihre Anſtellung geſchieht durch die Direktion mit Zuziehung des Bevoll⸗ 
maͤchtigten, der hierbei ausnahmsweiſe volles Stimmrecht hat. (Art. 46.) 


IV. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 
Artikel 51. 


Die Entſcheidung aller Streitigkeiten, ſowohl zwiſchen der Direktion und 
den geſammten Aktionairen, als zwiſchen der Geſellſchaft und den Verſicherten, 
ſoll durch inlaͤndiſche Schiedsrichter in Berlin erfolgen. 

Jeder Theil ernennt zu dieſem Ende einen Schiedsrichter. Macht er 
innerhalb acht Tagen nach der ihm zugegangenen ſchriftlichen Aufforderung 
des anderen Theils hiervon nicht Gebrauch, ſo wird er ſeines Wahlrechts ver— 
luſtig und der andere Theil ernennt beide Schiedsrichter. f 

Können dieſe ſich über die Entſcheidung nicht vereinigen, fo erwaͤhlen fe 
einen Obmann, deſſen Stimme ſodann den Ausſchlag giebt. Beim Mangel 

einer 


un 


1 


einer Einigung uͤber die Perſon des Obmannes ernennt Jeder einen ſolchen, 
und es enkſcheidet zwiſchen Beiden das Loos. Wird von einem der Schieds⸗ 
Üehter die Ernennung des Obmannes länger als acht Tage verzögert, fo ent⸗ 
ſcheidet der Obmann des anderen Theile. 

Ein Aktionair darf weder zum Schiedsrichter noch zum Obmann ernannt 
werden; geſchieht dies dennoch, ſo iſt es ſo anzuſehen, als wenn die Ernennung 
ganz unterlaſſen waͤre. 8 

Dem ſchiedsrichterlichen Ausſpruche werden zunaͤchſt und hauptſaͤchlich 


die Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Vertrages und der Aſſekuranzordnung zu 


runde gelegt, und wenn dieſe nicht ausreichen, die Beſtimmungen des Allge⸗ 
meinen Preußiſchen Landrechts und der Gerichtsordnung, ſowie die dieſelben 
gaͤnzenden und erlaͤuternden Beſtimmungen. 
. Gegen dieſen ſchiedsrichterlichen Ausſpruch, welchem die Kraft und Wir⸗ 
ung eines gerichtlichen rechtskraͤftigen Urtheils nach H. 173. Tit. 2. Th. I. 
er Allgemeinen Gerichtsordnung beigelegt wird, findet keines der in der Ge⸗ 
richtsordnung bezeichneten Rechtsmittel der Appellation, des Rekurſes, der Re⸗ 
viſton oder Reftirution, noch das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde nach 
die Verordnungen vom 14. Dezember 1833. und 6. April 1839, ſondern nur 
ie Nichtigkeitsklage nach $$. 172., 174., 175. Tit. 2. Th. I. der Allgemeinen 

erichtsordnung Statt. 


V. 
Von der Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


Artikel 52. 

Die Auflöfung der Geſellſchaft erfolgt, außer den, in den $$. 6. 7. 
und 25. des Geſetzes uͤber Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. gedachten 
Fällen, wenn 

a) dieſelbe nach dem jedesmaligen Ablaufe eines Zeitraumes von zehn zu 
zehn Jahren in der ordentlichen Generalverſammlung des zunaͤchſt 
vorhergehenden Jahres durch einfache Stimmenmehrheit beſchloſſen wird, 
oder 

b) eine Anzahl von Aktionairen, welche mindeſtens drei Viertel der ge— 
ſammten Aktien beſitzt, die Aufloͤſung verlangt, oder endlich | 

c) das Grundkapital durch Verluſte bis uͤber die Haͤlfte aufgezehrt iſt, 
jedoch mit Vorbehalt der geſetzlich erforderlichen landesherrlichen Ge⸗ 

nehmigung. N 


Artikel 33. 


in, In den Fallen des Art. 52. lit b. und c. muß die Direktion binnen 
jängſtens vier Wochen eine außerordentliche Generalverſammlung berufen, um 
über die Auflöfung zu b. durch die fefigefeßte Stimmenmehrheit von drei Viertel, 
zu c. in der gewöhnlichen Art zu beſchließen. 
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Artikel 54. 

Mit der Auflöfung der Geſellſchaft hören auch die Funktionen ſaͤmmt⸗ 

licher Beamten der Geſellſchaft ohne weitere Adee von ſelbſt auf und 

hat in dieſer Beziehung der Beſchluß der Aufloͤſung die Wirkung einer gehörig 
erfolgten Kuͤndigung. 


VI. 
Beſtimmungen uͤber oͤffentliche Bekanntmachungen. 
N Artikel 55. 

Alle in dieſem Statute vorgeſehenen oͤffentlichen Bekanntmachungen, Ein⸗ 
berufungen und Aufforderungen ſind fuͤr die dabei Betheiligten rechts verbindlich 
und haben die Kraft beſonders behaͤndigter Erlaſſe, wenn fie in die beiden Ber 
liner Zeitungen, die Haude und Spenerſche und die Voſſiſche, oder beim Ein— 
gehen derſelben, in die, welche reſp. an ihre Stelle getreten, inſerirt werden. 


VII. 
Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 56. 
Diejenigen Modifikationen und Zuſaͤtze zu dem Geſellſchaftsvertrage und 
der Aſſekuranzordnung, welche etwa noch als Bedingung der landesherrlichen 
Genehmigung aufgeſtellt werden moͤchten, ſollen, nachdem ſie von der Direktion 


angenommen worden, fuͤr die Geſellſchaft eben ſo bindend ſein, als wenn ſie 
woͤrtlich in dieſem Statute enthalten waͤren. 


Artikel 57. 
Als gegenwaͤrtige Direktoren der Geſellſchaft werden die Kaufleute 
Herr Stadtrath H. Keibel, N 
Dr. Jacobſon, 
A. Guilletmot, 


S. Herz, 
Lion M. Cohn, 
als deren Stellvertreter: 


Herr H. A. W. Humblot, 
Julius Bloch, 
Karl Denant; 


n * 


als Bevollmaͤchtigter: 
Herr Kommerzienrath F. W. Behrendt; 
als Mitglieder des Neviſtonsausſchuſſes: 
Herr u Praͤtorius, 
„J. G. Lubow, 
„C. F. Punſchel, 
hier⸗ 


* 
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hierdurch mit dem Bemerken anerkannt, daß von den Direktoren die Herren 
A. Guillemot und S. Herz, nach Beſtimmung des Looſes, am Schluſſe reſp. 
es erſten und des zweiten Geſchaͤftsjahres ausgeſchieden waren und wieder⸗ 
erwaͤhlt find; ferner, daß von den Stellvertretern die Amtsdauer des Herrn 
H. A. W. Humblot vom Beginne des erſten Geſchaͤftsjahres ab, die des Herrn 
Julius Bloch vom Beginne des zweiten und die des Herrn Karl Denant vom 
dritten Geſchaͤftsjahre ab, zu berechnen iſt; endlich, daß der Bevollmaͤchtigte 
is zur ordentlichen Generalverſammlung des Jahres 1847. gewählt worden. 


A. Formular zum Wechſel. 


Berlin, den Für Rthlr. 100 Preuß. Kourant. 

Nach achttägiger Kündigung zahle ich in Berlin gegen dieſen meinen 
Holawechſel an die Order der Direktion der Berliner Land- und Waſſertransport⸗ 
Verſicherungsgeſellſchaft die Summe von Vierhundert Thalern Preußiſch Kou— 
Fanf, nach dem Muͤnzfuße von 1764. in 4; bis „ Stuͤcken, und zwar, nach 
Verlangen der Direktion, in ganzer oder getheilter Summe. Den Werth er⸗ 
halten und leiſte zur Verfallzeit prompte Zahlung nach Wechſelrecht. 


Auf mich ſelbſt, hier und aller Vollſtaͤndiger Vor- und Zuname 
Orten, wo ich anzutreffen bin. (als Eigentßümer der Handlung ꝛc.). 


B. Formular zur Aktie. 


No. ö f Thaler 500 Preuß. Kourant. 
Fol. des Aktienbuches 0 


A ERDE: 67€ 
der 
Berliner Land- und Waſſertransport-Verſicherungsgeſellſchaft 


über Reichsthaler fuͤnfhundert Preuß. Kourant in * A 17 
nach dem Muͤnzfuß von 1764. 


Der Eigenthuͤmer dieſer Aktie, Herr (Stand, Name, Wohnort) hat 
mittelſt derſelben einen verhaͤltnißmaͤßigen Anſpruch auf den Fonds, die Zinſen 
und Gewinnaustheilungen der Berliner Land- und Waſſertransport-Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft nach Maaßgabe des Geſellſchaftsvertrages. 

Dieſe Aktie kann ohne ausdruͤckliche, darauf zu vermerkende Genehmigung 
der Direktion mit rechtlicher Wirkung fuͤr die Geſellſchaft auf einen Anderen 
nicht uͤbertragen werden. 


Berlin, den ten 5 
Die Direktion der Berliner Land- und Waſſertransport-Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft. 
Der Bevollmaͤchtigte. 
Jahrgang 1815. (Nr. 2569.) 35 Aſſe⸗ 
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Aſſekuranzordnung. 


Artikel 1. 


Die Berliner Land⸗ und Waſſertransport⸗Verſicherungsgeſellſchaft uͤber⸗ 
nimmt auf dem Guropäifchen Kontinent mit Ausſchluß der Türkei, Spaniens, 
Portugals und Griechenlands, und auf denjenigen Seeſtrecken, welche zur 
nothwendigen Waſſerverbindung zweier Orte dienen, und mittelſt Flußfahrzeu— 
gen befahren werden koͤnnen, auf ihre Gefahr und Rechnung und gegen eine 
ſtets vorauszubezahlende Praͤmie, Verſicherungen auf Guͤter und Waaren aller 
Art waͤhrend ihres Transports, derſelbe geſchehe zu Waſſer auf Fluͤſſen, Ka⸗ 
naͤlen, Binnenſeen und Haffen, mittelſt Dampf- oder Segelſchiffen, oder zu 
Lande auf Eiſenbahnen, Chauſſeen, Landſtraßen und uͤberhaupt auf jedem 
öffentlichen Wege durch Dampfkraft, Poſten, Lohn- oder Frachtfuhren. 

Auch übernimmt die Geſellſchaft Verſicherungen für zum Transport be 
ſtimmte Güter auf Kaͤhnen im Winterſtande. 

Es ſoll jedoch niemals Pulver und ungelöfchter Kalk, und uͤberhaupt 
keine Waare in einem Fahrzeuge oder Geſchirre, in welchem einer von dieſen 
beiden Gegenſtaͤnden geladen iſt, verſichert werden. 

Jede Verheimlichung dieſes Umſtandes macht die Verſicherung unguͤltig, 
wenn der Verſicherte darum gewußt hat. Die Geſellſchaft hat uͤberdies das 
Recht, in anderen einzelnen Faͤllen nach ihrem Ermeſſen Verſicherungen zuruͤck⸗ 
zuweiſen oder deren Annahme von beſonderen mit dem Verſicherten vereinbarten 
Bedingungen abhaͤngig zu machen, ohne daß ihr zugemuthet werden darf, Gruͤnde 
dafuͤr anzugeben. 

Artikel 2. 

Die Geſellſchaft uͤbernimmt im Verhältniß (pro rata) zur verſicherten 

Summe den Verluſt und Schaden, welchen das verſicherte Gut auf der be— 


ſtimmten Tour und in den zum Transport eingeraͤumten Friſten in folgenden 
Faͤllen erleidet: 


A. Waͤhrend der Reiſe zu Waſſer, 


den Schaden durch Schiffbruch, Stranden, Stoßen, Unterſinken und Umſchla⸗ 
gen der Schiffe, ins Waſſerfallen und Werfen der Ladung, An- und Ueber⸗ 
ſegelung, ferner durch Wind und Wetter, Feuer am Bord, Ueberſchwemmung, 
Eisgang und Treibeis, ſo wie durch andere Waſſerunfaͤlle, auch bei der 
Dampfſchiffahrt den Schaden, der an den Waaren durch die Maſchinerie und 
die Keſſel entſteht. 


B. Waͤhrend der Reiſe zu Lande. 


den Schaden durch Blitzſtrahl, Feuer jeder Art, Waſſer, Wolkenbruͤche, Aus⸗ 
treten der Gewäffer, Ueberſchwemmungen, Schneefall, Eisgan und Eisbruch, 
Schneelawinen, Bruͤcken⸗ und Straßeneinſturz, Umwerfen der Aihigeſchitre un 

Fallen 


— 


Gallen der Güter ins Waſſer und in Abgründe, wenn ein ſolcher Schade dem 
ute auf der Axe im Freien zuſtoͤßt. 


Artikel 3. 

Die Geſellſchaft vergütet auch im Falle eines Ungluͤcks im Verhaͤltniß 
(pro rata) zu der verſicherten Summe und bis zum Belauf derſelben die Ret⸗ 
tungskoſten, fie mögen Erfolg gehabt haben oder nicht, die Aus⸗ und Wieder⸗ 
einladungs⸗, Ab- und Aufladungs- und Aufbewahrungskoſten. 

ind die Waaren in Folge eines Ungluͤcksfalles auf Lager gebracht, ſo 

haftet die Geſellſchaft waͤhrend der Lagerung beim Landtransporte, wenn eine 
( ift beſtimmt ift, 48 Stunden nach der Abladung; wenn indeſſen keine Friſt 
eſtimmt iſt und beim Waſſertransporte, ſo lange das Gut lagert; die Geſell⸗ 
ſchaft iſt jedoch berechtigt, dem Verſicherten auf ihr beliebige Weiſe die ver⸗ 
ſicherten Gegenſtaͤnde nach dem Beſtimmungsort zu liefern. 


Artikel 4. 


Dagegen leiſtet die Geſellſchaft fuͤr die durch den Ungluͤcksfall herbeige⸗ 
führte Verzoͤgerung in dem Verſandt der Waaren und fuͤr den, aus dieſem 
Grunde dem Eigenthuͤmer erwachſenen Schaden keinen Erſatz. 


Artikel 5. 


5 Die Geſellſchaft haftet ferner nicht fuͤr Beraubung, Diebſtahl, Untreue 

er Schiffer und Fuhrleute und ihrer Untergebenen fuͤr alle Folgen des 

Schleichhandels oder unrichtiger Deklarationen, fuͤr Konfiskation, Pluͤnderung 
> Beſchlagnahme auf Befehl einer Macht, Krigsereigniſſe, Repreſſalien und 
uͤrgerliche Unruhen. 

N Hat der Verſicherte zur Ein-, Aus- oder Durchfahrt verbotene Waaren 
er Gefellſchaft verſchwiegen, oder ihr auch nur das Verbot nicht angezeigt, 
o geht er ſeines Anſpruchs auch in Anſehung der etwa unverbotenen Wan- 
ren verluſtig. 


Artikel 6. 


Ebenſo wenig findet ein Erſatz wegen desjenigen Schadens Statt, welcher 
verurſacht worden iſt durch fehlerhafte Verladung, Packung, ſchlechte Faſtage 
und Emballage und ſchlechtes Verdeck der Schiffsgefaͤße, durch Anfreſſen und 
Benagen von Maͤuſen, Ratten und Ungeziefer, durch Auslaufen, Bruch, Roſt und 
Überhaupt natuͤrlichen Verderb der Güter, ſei es, daß ſolcher aus innern Fehlern 
oder Mängeln oder durch aͤußere Einfluͤſſe der Faͤulniß, der Naͤſſe (mit Aus⸗ 
nahme der Falle Art. 2. a.), des Froſtes und der Hitze entſtehen. 


Artikel 7. 


Der Verſicherte verliert allen und jeden Anſpruch an die Geſellſchaft, 
Po ” durch betruͤgliches Verfahren und abſichtliche Verheimlichung, ſon— 
n au . 
(Nr. 20) 35 a) wenn 


a A: 


a) wenn er durch eignes vertretbares Verſehen oder durch freiwilligen Auf: 
enthalt während der Fahrt zu einem Ungluͤcksfalle, für welchen die Ge— 
ſellſchaft nach obigen Grundſaͤtzen haftet, Anlaß gegeben hat; Ar 

b) wenn er auf die aſſekurirten Güter, mit Ausnahme der geſetzlich zulaͤſſi⸗ 
gen Faͤlle, anderweitige Verſicherung genommen hat oder nimmt und 
dies der Geſellſchaft ſofort anzuzeigen unterlaͤßt; 

e) endlich wenn er es verſaͤumt, entweder den erlittenen Schaden oder auch 
nur ein ſolches Ereigniß, welches nach dem natuͤrlichen Laufe der Dinge 
bei mangelnder Vorkehrung einen Schaden zur Folge haben kann, bin— 
nen 24 Stunden oder unter Abweſenden mit naͤchſter Poſt nach erlang— 
ter Wiſſenſchaft, der Direktion oder dem naͤchſten Agenten ſchriftlich an 
anzeigen, geeigneten Falles die zu treffenden Maaßregeln mit dieſen zu 

erathen, 0 ihrer Anweiſung zu verfahren und inzwiſchen Alles vor— 
zukehren, was zur Feſtſtellung, Abwendung oder Minderung des Scha— 
dens gereichen kann. f 

Auf bereits verſicherte Waaren ſind Nachverſicherungen geſtattet. 


Artikel 8. 


Der Schade wird, wenn die einzelnen Kollis unter beſonderer Werth— 
Angabe verſichert find, nach dem Verſicherungsbetrage jedes einzelnen beſchaͤ— 
digten Kollis, ſonſt aber ſtets nach der Totalſumme der ganzen verſicherten 
Parthie berechnet. 


Artikel 9. 

Die Verſicherung erfolgt nach der Angabe des Verſicherten und muß 
jederzeit außer der Natur und dem Werthe der Waaren, die Quantitaͤt, die 
Zeichen und Nummern der Kollis, den Namen des Schiffseigners und Steuer— 
manns oder Fuhrherrn und Frachtfuͤhrers, ſowie den Namen des Schiffes oder 
die Nummer des Kahnes nebſt der Strecke oder Zeit, fuͤr welche die Verſiche— 
rung geſchehen ſoll, enthalten. . 


Artikel 10. 


Wenn jedoch der Verſicherte noch nicht im Stande iſt, die erforderlichen 
ſpeziellen Angaben zu machen, ſo wird die Verſicherung auf die bloße Anzeige 
der Natur der Waare, ihres ungefaͤhren Werthes und Quantums, ſowie des 
Ortes der Einladung und Beſtimmung gegeben. Bei Empfang der Art. 9. 
vorgeſchriebenen Bezeichnungen iſt jedoch der Verſicherte gehalten, feine mangel— 
hafte Erklaͤrung binnen 24 Stunden unter Anweſenden, oder mit naͤchſter Po 
unter Abweſenden zu vervollſtaͤndigen. Die Praͤmie wird nach der vorlaͤufigen 
Werthangabe entrichtet und bei Vervollſtaͤndigung dieſer Angabe ein etwaniger 
Zuſchuß bezahlt. 


Artikel 11. 


N Nothwendige Ablichtungen und Umladungen während des Transports 
find unter allen Umſtaͤnden geſtattet. 2 
i Ir: 
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Artikel 12. 


Iſt der zu vertretende Schade durch die Schuld des Schiffers, Fuhr⸗ 
mannes, ihrer Dienſtleute oder eines Dritten entſtanden oder vergroͤßert, ſo 
haftet dennoch in allen dieſen Fallen die Geſellſchaft zunaͤchſt und behaͤlt ſich 
nur den Regreß an den Schuldigen vor; dagegen liegt dem Verſicherten ob, 
en beſtehenden Vorſchriften gemaͤß, alle geeignete Mittel zur wirkſamen Ver⸗ 
ſolgung des Beſchaͤdigers vorläufig anzuwenden und jedenfalls dem ſchuldigen 
Schiffer oder Fuhrmann die bedungenen Frachtgelder, deren vorſchußweiſe Zah⸗ 
ung weder ganz noch zum Theil beruͤckſichtigt, ſondern immer als auf ſeine 
Gefahr geſchehen betrachtet wird, einzubehalten und ſich auf die Entſchaͤdigung 
anrechnen zu laſſen. 


Artikel 13. 


Gegen Zahlung der Verguͤtungsſumme an den Verſicherten tritt die 
Geſellſchaft in alle Rechte deſſelben gegen den Beſchaͤdiger, ohne daß es dazu 
einer Vollmacht oder ausdruͤcklichen Zeſſion bedarf. 


Artikel 14. 


f Auf die Praͤmien, welche bei der Verſicherung eingeſchrieben ſind, wird 
in der Regel Fein Nachlaß bewilligt, follte jedoch in der Beſtimmung der 
Waaren ſpaͤterhin eine Aenderung erfolgen, oder die Verſicherung wegen einer 
über den vollen Werth der Waare ohne Schuld des Verſicherten anderweit 
geſchloſſenen Verſicherung ganz zuruͤckgenommen werden, ſo bleibt der Direktion 


ae dem Verſicherken eine billige Vergütung auf die gezahlte Praͤmie 
eiſten. 
Artikel 15. 

Die Gefahr, welche die Geſellſchaft uͤbernimmt, beginnt mit der Zeich⸗ 
nung der Verſicherung oder falls letztere ſchon vor dem Einladen gezeichnet 
iſt, beim Landtransport mit dem Abgange des zur Reiſe beſtimmten Haupt⸗ 
ſichhirres; beim Waſſertransport dagegen mit dem Augenblicke, wo das ver⸗ 
icherte Gut vom Lande abgeht, um in das Transportgefaͤß ſelbſt, oder in 
leichtere zur Einſchiffung dienende Fahrzeuge gebracht zu werden. 

Die Gefahr endigt, wenn eine Friſt beſtimmt iſt, um die Mittagsſtunde 
des beſtimmten Tages, wenn keine Friſt beſtimmt iſt, beim Landtransport mit 
dem Augenblicke, wo das Gut den in dem Verſicherungsdokumente bemerkten 

eſtimmungsort erreicht, beim Waſſertransport mit dem Augenblicke, wo das 
ut an ſeinem angegebenen Beſtimmungsorte auf dem Erdboden ruht. 

Bewirkt jedoch der Schiffer die Ausladung nicht binnen laͤngſtens funf— 
zehn Tagen nach der Ankunft, ſo erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft. 


Artikel 16. 

Lautet die Verbindlichkeit auf mehrere durch „und“ verbundene Orte 
zugleich, ohne daß eine beſtimmte Zeit, entweder fuͤr die ganze Verſicherung 
oder für jeden Aufenthaltsort feſtgeſetzt iſt, ſo laͤuft ſie nach einem aebmtägigen 
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Aufenthalte an jedem einzelnen Orte ab, und muß bei Verluſt des Rechts 
auf fernere Entſchaͤdigung erneuert werden. 


Artikel 17. 


Bei Weincneg eines Schiffes oder Geſchirres iſt der Verſicherte 
verpflichtet, auf Erfordern durch Manifeſte des Schiffers, Verladungsſcheine, 
Frachtbriefe, Krahnregiſter oder auf andere Art, den Beweis zu fuͤhren, da 
dieſelben Guͤter, deren Bezahlung er verlangt, wirklich in dem verungluͤckten 
Fahrzeuge oder Geſchirre enthalten waren. 


Artikel 18. 


Die Entſchaͤdigung wird zwar in der Regel nach Verhaͤltniß der in der 
Verſicherungsurkunde angegebenen Summe geleiſtet. Sollte ſich aber gegruͤn— 
deter Verdacht erheben, daß der Werth der verungluͤckten oder beſchaͤdigten 
Waaren zu hoch angegeben ſei, ſo hat der Verſicherte den wirklichen Werth 
zu erweiſen. Dies geſchieht nach der Wahl der Geſellſchaft: entweder 
durch Vorlegung der Faktura mit Hinzurechnung von 10 Prozent imaginairen 
Gewinn, wenn die Verſicherung ausdruͤcklich darauf geſchloſſen iſt, und der 
Transportkoſten bis zu dem Orte, wo ſich das Ungluͤck ereignet hat; 

oder nach dem noͤthigenfalls unter Zuziehung ſachverſtaͤndiger Taxatoren 
feſtzuſtellenden Marktpreiſe, den die Waare an ihrem Beſtimmungsorte am Tage 
des Ungluͤcks hatte, jedoch unter Abrechnung der bis zu dieſem Orte entſtehen— 
den Koſten. Nur der alſo ermittelte Werth wird bis zum Betrage der gezeich— 
neten Summe erſetzt. 


f Artikel 19. 


Wenn ſich ein Ungluͤcksfall an verſicherten Guͤtern zu Waſſer oder zu 
Lande ereignet hat, ſo kann die Geſellſchaft doch nur dann in Anſpruch genom⸗ 
men werden, wenn durch Augenſchein, durch obrigkeitliche Atteſte und durch 
eidliche Ausſagen glaubwuͤrdiger er ermittelt worden, daß wirklich ein fol- 
ches Ereigniß, für welches die Verſicherung eingegangen, auf der Fahrt vor 
gefallen iſt, und daß hierdurch das verſicherte Gut den Schaden erlitten hat, 
zu deſſen Erſatz die Geſellſchaft aufgefordert wird. Die KRoften dieſer Ermit— 
telung erſtattet die Geſellſchaft, wenn fie überhaupt zur Entſchaͤdigung ver: 
pflichtet iſt. 

Artikel 20. 


Wenn der Empfaͤnger des verſicherten Guts von ſolchen waͤhrend der 
Reiſe ſtattgehabten Vorfaͤllen Kenntniß erhalten hat, woraus zu vermuthen 
iſt, daß irgend ein Theil der Ladung verdorben oder beſchaͤdigt iſt, oder wenn 
der Schade bei der Ankunft aͤußerlich ſichtbar iſt, ſo darf er, bei Verluſt ſei— 
nes Anſpruchs auf Entſchaͤdigung, das Gut nicht uͤbernehmen, bevor die Unter— 
ſuchung und Würdigung durch Sachverſtaͤndige, im Beiſein des Schiffers oder 
Fuhrmannes, geſchehen iſt. 
Ar⸗ 
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Artikel 21. 


ß Der Verſicherte iſt nur berechtigt, beim Landtransport bei einem uͤber 
8 Prozent, beim Waſſertransport bei einem uͤber 10 Prozent der verſicherten 
en betragenden Schaden das beſchaͤdigte Gut der Geſellſchaft zu uͤber⸗ 
n. 
Artikel 22. 
N Schäden, fowie 2. dete Verluſt der verſicherten Guͤter werden binnen 
Wochen nach erfolgter Regulirung und Feſtſtellung des Schadens oder Ver⸗ 
Aue, gegen Zuruͤckgabe der mit einer Quittung verſehenen Verſicherungs⸗ 
rkunde in Berlin baar ohne allen Abzug von der Geſellſchaft ausgezahlt. 
Artikel 23. 
Die Entſcheidung aller Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den 

Verſicherten ſoll durch inländische Schiedsrichter in Berlin erfolgen. 

} Jeder Theil ernennt zu dieſem Ende einen Schiedsrichter. Macht er 
innerhalb acht Tagen nach der ihm zugegangenen ſchriftlichen Aufforderung 

es andern Theils hievon nicht Gebrauch, ſo wird er ſeines Wahlrechts ver— 

uſtig, und der andere Theil ernennt beide Schiedsrichter. 

A Können dieſe fich uͤber die Entſcheidung nicht vereinigen, ſo erwaͤhlen ſie 
einen Obmann, deſſen Stimme ſodann den Ausſchlag giebt. Beim Mangel 
einer Einigung uͤber die Perſon des Obmannes ernennt jeder einen ſolchen, 
und es entſcheidet zwiſchen beiden das Loos. Wird von einem der Schieds⸗ 
richter die Ernennung des Obmamns laͤnger als acht Tage verzoͤgert, ſo ent⸗ 
ſcheidet der Obmann des andern Theils. 

Ein Aktionair darf weder zum Schiedsrichter, noch zum Obmann ernant 
werden; geſchieht dies dennoch, ſo iſt es ſo anzuſehen, als wenn die Ernennung 
ganz unterlaſſen waͤre. 

Diem ſchiedsrichterlichen Ausſpruche werden zunaͤchſt und hauptſaͤchlich 
die Vorſchriften der Statuten und dieſer Aſſekuranzordnung zu Grunde gelegt, 
und wenn dieſe nicht ausreichen, die Beſtimmungen des Allgemeinen Preußiſchen 

andrechts und der Gerichtsordnung, ſowie die, dieſelben ergänzenden und er—⸗ 
laͤnternden Beſtimmungen. 

Gegen dieſen ſchiedsrichterlichen Ausſpruch, welchem die Kraft und Wir⸗ 
kung eines gerichtlichen rechtskraͤftigen Urtheils nach $. 173. Tit. 2. Th. I. 
der Allgemeinen Gerichtsordnung beigelegt wird, findet keines der, in der Ge- 
richtsordnung bezeichneten Rechtsmittel der Appellation, des Rekurſes, der Re⸗ 
viſton oder Reſtitution, noch das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde nach 
en Verordnungen vom 14. Dezember 1833. und 6. April 1839., ſondern nur 
die Nichtigkeitsklage nach H. 172. 174. 175. Tit. 2. Th. I. der Allgemeinen 

Gerichtsordnung Statt. 


(Hier folgen die Unterſchriften.) 


(Ir. 2569 — 2570.) (Nr. 2570.) 


Pa u 


(Nr. 2570.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 28. März 1845., wegen der zu den Pommek 


ſchen Pfandbriefen fuͤr den Zeitraum von fuͤnf Jahren auszugebenden Zins⸗ 
Koupons und Talons. 


Als Ihrem Berichte vom 10. d. M. habe Ich erſehen, daß die durch Meine 
Order vom 11. Juli 1838. (Geſetzſammlung p. 365.) unter 11. ertheilten 
Vorſchriften wegen der von 4 zu 4 Jahren auszugebenden Zinskoupons zu 
den Pommerſchen Pfandbriefen und wegen Aushaͤndigung neuer Koupond 
Serien an den Inhaber des letzten Koupons (Stichkoupons) in der Aus fuͤh⸗ 
rung zu Mißſtaͤnden Anlaß gegeben haben; Ich will daher nach dem Antrage 
des im vorigen Jahre verſammelt geweſenen engeren Ausſchuſſes der Pom— 
merſchen Landſchaft hierdurch genehmigen: 

1) daß die neuen Koupons-Serien, anſtatt von 4 zu 4 Jahren, kuͤnftig von 
5 zu 5 Jahren ausgegeben werden; 

2) daß die neue Koupons-Serie fortan nicht mehr dem Inhaber des letz— 
ten Koupons (Stichkoupons), ſondern dem Praſentanten des zu dieſem 
Zweck beſonders mit der Koupons-Serie auszugebenden Talons auszu— 
haͤndigen iſt, wenn nicht der Inhaber des Pfandbriefes Proteſt dagegen 
eingelegt hat, und 

3) daß die Beſtimmungen, welche Meine Order vom 11. Juli 1838. un⸗ 
ter 11. in Anſehung der bisherigen Stichkoupons enthaͤlt, auf die an 
deren Stelle tretenden Talons Anwendung finden. : 

Dieſe Meine Order ift durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kennt 
niß zu bringen. 
Berlin, den 28. März 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter, Grafen v. Arnim. 


